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Nr. 51 Samstag, 22. Dezember 2018

Nr. 1 Liebe Mitbürgerinnen 
und Mitbürger!

Frohe Weihnachten!
Ich möchte das Weihnachtsfest 

und den Jahreswechsel zum Anlass 
nehmen, um all denen zu danken, 
die in dem nun endenden Jahr 2018 
daran mitgearbeitet haben, unsere 
Stadt Monheim lebens- und liebens-
wert zu erhalten.

Mein besonderer Dank gilt vor 
allem den Bürgerinnen und Bür-
gern, dem Stadtrat, den Vereinen, 
Kirchengemeinden und Firmen, 
die sich zum Wohle der Allgemein-
heit engagiert haben. Ich bitte Sie an 
dieser Stelle auch für das neue Jahr 
um Ihre Unterstützung. Gemein-
sam wollen wir daran arbeiten, Be-
währtes zu erhalten und Neues zum 
Wohl unserer Stadt voranzubringen.

Ich wünsche Ihnen und Ihren Fa-
milien

ein gesegnetes Weihnachtsfest
und für das kommende Jahr 2019
Gesundheit und Glück.

Ihr Bürgermeister 
Günther Pfefferer

Nr. 2 Erdabfuhrplatz in 
Monheim

Der Erdabfuhrplatz ist bis Ende 
März 2019 geschlossen.

Nr. 3 Grünabfallsammelplatz 
Monheim

Der Grünabfallsammelplatz an 
der Nürnberger Straße ist bis Febru-
ar am Samstag von 9:00 bis 12:00 
Uhr geöffnet.

Nähere Informationen erhalten 
Sie auch unter www.awv-nord-
schwaben.de.

Nr. 4 Recyclinghof
Der Recyclinghof an der Nürnber-

ger Straße ist bis Februar am Sams-
tag von 9:00 bis 12:00 Uhr geöffnet.

Es werden sowohl Sperrmüll als 
auch Kühlgeräte angenommen.

Die dafür anfallenden Gebühren 
sind sofort zu entrichten.

Nähere Informationen erhalten 
Sie auch unter www.awv-nord-
schwaben.de.

Nr. 5 Einladung zur Jahres-
hauptversammlung der 
Freiwillige Feuerwehr 
Wittesheim e.V.

Am Freitag, 04.01.2019 findet 
um 20 Uhr im Gasthaus Pfefferer die 
Jahreshauptversammlung der Frei-
willigen Feuerwehr Wittesheim statt.
Tagesordnung:
1. Begrüßung
2. Protokoll des Schriftführers
3. Bericht des Vorsitzenden
4. Kassenbericht
5. Bericht des 1. Kommandanten
6. Neuwahlen der Vorstandschaft
7. Verschiedenes

8. Wünsche und Anträge
Um zahlreiche Beteiligung wird 

gebeten.
Die Vorstandschaft

Günther Pfefferer 
Erster Bürgermeister

Verwaltungsgemeinschaft Mon-
heim (Stadt Monheim sowie die 
Gemeinden Buchdorf, Daiting, 

Rögling und Tagmersheim)

A)  VERWALTUNGSGEMEIN-
SCHAFT MONHEIM

Nr. 1 LEW Verteilnetz GmbH 
liest Stromzähler ab 
– Ableser besuchen 
Haushalte ab dem 27. 
Dezember 2018

Von Donnerstag, 27. Dezember 
2018, bis einschließlich Freitag, 
11. Januar 2019, werden im Netz-
gebiet der LEW Verteilnetz GmbH, 
dem unabhängigen Netzbetreiber 
der LEW-Gruppe, die Stromzähler 
abgelesen. Die vor Ort meist persön-
lich bekannten Ableser, sogenann-
te Ortsbevollmächtigte, können sich 
mittels einer Bescheinigung sowie 
dem Personalausweis ausweisen. Die 
LEW Verteilnetz GmbH bittet alle 
Kunden im Netzgebiet, den Orts-
bevollmächtigten Zugang zu den 
Stromzählern zu gewähren.

Von welchem Stromlieferanten 
die Haushalte ihren Strom beziehen, 
spielt dabei keine Rolle. Der vom 
Ortsbevollmächtigten abgelesene ak-
tuelle Zählerstand wird an den jewei-
ligen Stromlieferanten für die indivi-
duelle Stromverbrauchsabrechnung 
weitergeleitet.

Wer Zweifel an der Befugnis der 
Ableser hat, kann sich unter der ko-
stenfreien Rufnummer 0800 539 
638 1 von Montag bis Freitag in der 
Zeit zwischen 8 und 17 Uhr rückver-
sichern.

Nr. 2 Gemeinsame Bekannt-
machungen

Auf die Gemeinsamen Bekannt-
machungen wird verwiesen.

Vellinger 
Erster Vorsitzender

B)  GEMEINDE 
BUCHDORF

Nr. 1 Verordnung über 
die Reinhaltung und 
Reinigung der öffent-
lichen Straßen und 
die Sicherung der 
Gehbahnen im Winter 
(Reinigungs- und 
Sicherungsverordnung) 
in der Gemeinde 
Buchdorf

Aufgrund des Art. 51 Abs. 4 und 5 
des Bayerischen Straßen- und Wege-
gesetzes (BayStrWG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. Okto-
ber 1981 (BayRS 91-1-I), zuletzt ge-
ändert durch § 1 des Gesetzes vom 
12. Juli 2017 (GVBl. S. 375), erlässt 
die Gemeinde Buchdorf folgende 
Verordnung:

Allgemeine Vorschriften
§ 1 

Inhalt der Verordnung
Diese Verordnung regelt Inhalt 

und Umfang der Reinhaltungs-, Rei-
nigungs- und Sicherungspflichten 
auf den öffentlichen Straßen in der 
Gemeinde Buchdorf.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

Öffentliche Straßen, Geh-
bahnen, geschlossene Ortslage 

(1) Öffentliche Straßen im Sinne 
dieser Verordnung sind alle dem 
öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen, Wege und Plätze mit ih-
ren Bestandteilen im Sinne des 
Art. 2 Nr. 1 BayStrWG oder des 
§ 1 Abs. 4 Nr. 1 des Bundesfern-
straßengesetzes (FStrG) in der je-
weiligen Fassung. Hierzu gehören 
insbesondere die Fahrbahnen, die 
Trenn-, Seiten-, Rand- und Si-
cherheitsstreifen, die Geh- und 
Radwege, die gemeinsamen Geh- 
und Radwege und die der Straße 
dienenden Gräben, Böschungen, 
Stützmauern und Grünstreifen. 
Die Bundesautobahnen sind kei-
ne öffentlichen Straßen im Sinne 
dieser Verordnung.

(2) Gehbahnen sind
a) die für den Fußgängerverkehr 
bestimmten, befestigten und ab-
gegrenzten Teile der öffentlichen 
Straßen (insbesondere Gehwe-
ge sowie gemeinsame Geh- und 
Radwege) und die selbststän-
digen Gehwege sowie die selbst-
ständigen gemeinsamen Geh- und 
Radwege oder
b) in Ermangelung einer solchen 
Befestigung oder Abgrenzung, die 
dem Fußgängerverkehr dienen-
den Teile am Rande der öffentli-
chen Straßen 
in einer Breite von 1 Meter gemes-
sen vom begehbaren Straßenrand 
aus. 

(3) Geschlossene Ortslage ist der Teil 
des Gemeindegebiets, der in ge-
schlossener oder offener Bauwei-
se zusammenhängend bebaut ist. 
Einzelne unbebaute Grundstücke, 
zur Bebauung ungeeignetes oder 
ihr entzogenes Gelände oder ein-
seitige Bebauung unterbrechen 
den Zusammenhang nicht (Art. 4 
Abs. 1 Satz 2 und 3 BayStrWG).
Reinhaltung der öffentlichen 

Straßen
§ 3

Verbote
(1) Zur Aufrechterhaltung der öf-

fentlichen Reinlichkeit ist es un-
tersagt, öffentliche Straßen mehr 
als nach den Umständen unver-
meidbar zu verunreinigen oder 
verunreinigen zu lassen. 

(2) Insbesondere ist es verboten, 
a) auf öffentlichen Straßen Putz- 
oder Waschwasser, Jauche oder 
sonstige verunreinigende Flüssig-
keiten auszuschütten oder aus-
fließen zu lassen, Fahrzeuge, Ma-
schinen oder sonstige Geräte zu 
säubern, Tierfutter auszubringen;
b) Gehwege durch Tiere verunrei-
nigen zu lassen;
c) Steine, Bauschutt, Holz, 
Schrott, Gerümpel, Verpa-
ckungen, Behältnisse sowie Eis 
und Schnee 

1. auf öffentlichen Straßen ab-
zuladen, abzustellen oder zu la-
gern,
2. neben öffentlichen Straßen 
abzuladen, abzustellen oder zu 
lagern, wenn dadurch die Stra-
ßen verunreinigt werden kön-
nen,
3. in Abflussrinnen, Kanalein-
laufschächte, Durchlässe oder 
offene Abzugsgräben der 

öffentlichen Straßen zu schütten 
oder einzubringen.

(3) Das Abfallrecht bleibt unberührt. 
Reinigung der öffentlichen 

Straßen
§ 4 

Reinigungspflicht
(1) Zur Aufrechterhaltung der öf-

fentlichen Reinlichkeit haben die 
Eigentümer und die zur Nut-
zung dinglich Berechtigten von 
Grundstücken, die innerhalb der 
geschlossenen Ortslage an öf-
fentlichen Straßen angrenzen 
(Vorderlieger) oder über diese öf-
fentlichen Straßen mittelbar er-
schlossen werden (Hinterlieger), 
die in § 6 bestimmten Reinigungs-
flächen gemeinsam auf eigene Ko-
sten zu reinigen. Grundstücke 
werden über diejenigen Straßen 
mittelbar erschlossen, zu denen 
über dazwischenliegende Grund-
stücke in rechtlich zulässiger Wei-
se Zugang oder Zufahrt genom-
men werden darf. 

(2) Grenzt ein Grundstück an meh-
rere öffentliche Straßen an oder 
wird es über mehrere derartige 
Straßen mittelbar erschlossen 
oder grenzt es an eine derartige 
Straße an, während es über eine 
andere mittelbar erschlossen wird, 
so besteht die Verpflichtung für 
jede dieser Straßen. 

(3) Die Vorderlieger brauchen eine 
öffentliche Straße nicht zu reini-
gen, zu der sie aus tatsächlichen 
oder aus rechtlichen Gründen kei-
nen Zugang und keine Zufahrt 
nehmen können und die von ih-
rem Grundstück aus nur unerheb-
lich verschmutzt werden kann. 

(4) Keine Reinigungspflicht trifft 
ferner die Vorder- oder Hinterlie-
ger, deren Grundstücke einem öf-
fentlichen Verkehr gewidmet sind, 
soweit auf diesen Grundstücken 
keine Gebäude stehen. 

(5) Zur Nutzung dinglich Berech-
tigte im Sinne des Absatzes 1 
sind die Erbbauberechtigten, die 
Nießbraucher, die Dauerwohn- 
und Dauernutzungsberechtigten 
und die Inhaber eines Wohnungs-
rechtes nach § 1093 BGB.

§ 5 
Reinigungsarbeiten

Zur Erfüllung ihrer Reinigungs-
pflicht haben die Vorder- und Hin-
terlieger die öffentlichen Straßen 
innerhalb der in § 6 genannten Rei-
nigungsflächen zu reinigen. 

Sie haben dabei die Gehwege, die 
gemeinsamen Geh- und Radwege, 
die Radwege und die innerhalb der 
Reinigungsflächen befindlichen Teile 
der Fahrbahn (einschließlich der 
Parkstreifen) nach Bedarf
a) zu kehren und den Kehricht, 

Schlamm und sonstigen Unrat 
zu entfernen (soweit eine Ent-
sorgung in üblichen Hausmüll-
tonnen für Biomüll, Papier oder 
Restmüll oder in Wertstoffcon-
tainern möglich ist); entspre-
chendes gilt für die Entfernung 
von Unrat auf den Grünstreifen.   
Im Herbst sind die Reinigungsar-
beiten bei Laubfall, soweit durch 
das Laub – insbesondere bei 
feuchter Witterung – die Situation 
als verkehrsgefährdend einzustu-
fen ist, ebenfalls durchzuführen.

b) von Gras und Unkraut sowie 
Moos und Anflug von sonstigen 
Pflanzen zu befreien, soweit es aus 
Ritzen und Rissen im Straßenkör-
per wächst.

c) insbesondere nach einem Unwet-
ter sowie bei Tauwetter, die Ab-
flussrinnen und Kanaleinläufe 
freizumachen, soweit diese inner-
halb der Reinigungsfläche (§ 6) 
liegen. 

§ 6
Reinigungsfläche

(1) Die Reinigungsfläche ist der 
Teil der öffentlichen Straßen, der 
durch 

a) die gemeinsame Grenze des 
Vorderliegergrundstücks mit dem 
Straßengrundstück
b)  die parallel zum Fahrbahnrand 
in einem Abstand von 0,5 m ver-
laufenden Linie 
innerhalb der Fahrbahn,
c) die von den Endpunkten der 
gemeinsamen Grenze aus senk-
recht zur Straßenmittellinie ver-
laufenden Verbindungslinien
begrenzt wird.

(2) Bei einem Eckgrundstück gilt 
Absatz 1 entsprechend für jede 
öffentliche Straße, an die das 
Grundstück angrenzt, einschließ-
lich der gegebenenfalls in einer 
Straßenkreuzung liegenden Flä-
chen.

§ 7
Gemeinsame Reinigungspflicht 

der Vorder- und Hinterlieger
(1) Die Vorderlieger tragen gemein-

sam mit den ihnen zugeordneten 
Hinterliegern die Reinigungs-
pflicht für ihre Reinigungsflächen. 
Sie bleiben auch dann gemeinsam 
verantwortlich, wenn sie sich zur 
Erfüllung ihrer Pflichten ande-
rer Personen oder Unternehmer 
bedienen; das Gleiche gilt auch 
für den Fall, dass zwischen Vor-
der- und Hinterliegern Vereinba-
rungen nach § 8 (Aufteilung der 
Reinigungsarbeiten) abgeschlos-
sen sind.

(2) Ein Hinterlieger ist dem Vorder-
lieger zugeordnet, über dessen 
Grundstück er Zugang oder Zu-
fahrt zu derselben öffentlichen 
Straße nehmen darf, an die auch 
das Vorderliegergrundstück an-
grenzt.

§ 8
Aufteilung der Reinigungsar-
beiten bei Vorder- und Hinter-

liegern
(1) Es bleibt den Vorder- und Hinter-

liegern überlassen, die Aufteilung 
der auf sie treffenden Arbeiten un-
tereinander durch Vereinbarung 
zu regeln. 

(2) Kommt eine Vereinbarung nicht 
zustande, so kann jeder Vorder- 
oder Hinterlieger eine Entschei-
dung der Gemeinde über die Rei-
henfolge und die Zeitdauer, in der 
sie ihre Arbeiten zu erbringen ha-
ben, beantragen. Unterscheiden 
sich die Grundstücke der einander 
zugeordneten Vorder- und Hinter-
lieger hinsichtlich der Flächen we-
sentlich, kann die Entscheidung 
beantragt werden, dass die Arbei-
ten nicht in gleichen Zeitabstän-
den zu erbringen sind, sondern 
dass die Zeitabschnitte in dem-
selben Verhältnis zueinanderste-
hen, wie die Grundstücksflächen.
Sicherung der Gehbahnen im 

Winter
§ 9 

Sicherungspflicht 
(1) Zur Verhütung von Gefahren für 

Leben, Gesundheit, Eigentum 
oder Besitz haben die Vorder- und 
Hinterlieger die in § 11 bestimm-
ten Abschnitte der Gehbahnen 
(Sicherungsfläche) der öffentli-
chen Straßen, die an ihr Grund-
stück angrenzen oder ihr Grund-
stück mittelbar erschließen, auf 
eigene Kosten in sicherem Zu-
stand zu erhalten.

(2) § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 5, 
§§ 7 und 8 gelten sinngemäß. Die 
Sicherungspflicht besteht für alle 
öffentlichen Straßen (§ 2 Abs. 1) 
innerhalb der geschlossenen Orts-
lage (§ 2 Abs. 3). 

§ 10
Sicherungsarbeiten

(1) Die Vorder- und Hinterlieger ha-
ben die Sicherungsfläche an Werk-
tagen ab 7 Uhr und an Sonn- 
und gesetzlichen Feiertagen ab 8 
Uhr von Schnee zu räumen und 
bei Schnee-, Reif- oder Eisglät-
te mit geeigneten abstumpfenden 
Stoffen (z. B. Sand, Splitt), nicht 
jedoch mit Tausalz oder ätzenden 
Mitteln zu bestreuen oder das 
Eis zu beseitigen. Bei besonde-
rer Glättegefahr (z. B. an Treppen 
oder starken Steigungen) ist das 
Streuen von Tausalz zulässig. Die-
se Sicherungsmaßnahmen sind bis 
20 Uhr so oft zu wiederholen, wie 
es zur Verhütung von Gefahren 
für Leben, Gesundheit, Eigentum 
oder Besitz erforderlich ist. 

(2) Der geräumte Schnee oder die 
Eisreste (Räumgut) sind neben 
der Gehbahn so zu lagern, dass 
der Verkehr nicht gefährdet oder 
erschwert wird. Abflussrinnen, 
Hydranten, Kanaleinlaufschächte 
und Fußgängerüberwege sind bei 
der Räumung freizuhalten. 

§ 11 
Sicherungsfläche

(1) Sicherungsfläche ist die vor dem 
Vorderliegergrundstück innerhalb 
der in § 6 genannten Reinigungs-
fläche liegende Gehbahn nach § 2 
Abs. 2.

(2) § 6 Abs. 2 gilt sinngemäß. 
Schlussbestimmungen

§ 12 
Befreiung und abweichende Re-

gelungen
(1) Befreiungen vom Verbot der 

Straßenverunreinigung nach § 3 
gewährt die Gemeinde, wenn der 
Antragsteller die unverzügliche 
Reinigung besorgt.

(2) In Fällen, in denen die Vorschrif-
ten dieser Verordnung zu einer er-
heblichen unbilligen Härte füh-
ren würden, die dem Betroffenen 
auch unter Berücksichtigung der 
öffentlichen Belange und der In-
teressen der übrigen Vorder- und 
Hinterlieger nicht zugemutet wer-
den kann, spricht die Gemeinde 
auf Antrag durch Bescheid eine 
Befreiung aus oder trifft unbe-
schadet des § 8 Abs. 2 sonst eine 
angemessene Regelung. Eine sol-
che Regelung hat die Gemeinde 
auch zu treffen in Fällen, in de-
nen nach dieser Verordnung auf 
Vorder- und Hinterlieger keine 
Verpflichtung trifft. Die Entschei-
dung kann befristet, unter Bedin-
gungen, Auflagen oder Widerrufs-
vorbehalt erteilt werden. 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten

Gemäß Art. 66 Nr. 5 BayStrWG 
kann mit einer Geldbuße bis zu ein-
tausend Euro belegt werden, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 3 eine öffentliche Stra-

ße verunreinigt oder verunreini-
gen lässt,

2. die ihm nach den §§ 4 und 5 oblie-
gende Reinigungspflicht nicht er-
füllt,

3. entgegen den §§ 9 und 10 die Geh-
bahnen nicht oder nicht rechtzei-
tig sichert.

§ 14
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt 
20 Jahre.

Buchdorf, den 11.12.2018
Gemeinde Buchdorf

Vellinger 
Erster Bürgermeister


